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Proteste in der Stadtentwicklung

Sei es Stuttgart 21, der 

 geplante abriss des  Hamburger 

Gängeviertels oder der Bau 

 einer Bustrasse in Burgdorf – 

es gibt zahlreiche Beispiele für 

planerische Konflikte und Pro-

teste in der Stadtentwicklung.

Wissenschaftler vom institut für 

umweltplanung zeigen anhand 

zweier Beispiele, wie Konflikte 

und Proteste entstehen, 

welche möglichkeiten die 

Stadtplanung hat, mit diesen 

umzugehen und was sich daraus 

für eine demokratische 

 Planungs- und Beteiligungs-

kultur lernen lässt.

entstehunG einer neuen PlanunGsKultur?

 demokratische 
Stadtentwicklung

Proteste gegen Stadtentwick
lungsprojekte zeigen, dass 
Bürgerinnen und Bürger trotz 
vielfältiger Beteiligungsfor
men und Mitsprachemöglich
keiten in Planungsprozessen 
offenbar den Eindruck haben, 
»dass Veränderungen ihrer 
Lebensumwelt über ihre 
 Köpfe hinweg entschieden 
werden und die Interessen 
von we niger durchsetzungs
fähigen Gruppen unter den 
Tisch fallen« (DST 2013, 8), 
 womit sich die Fragen stellen, 
wie Stadtplanung funktioniert 
und inwieweit sie demokra
tisch ist.

Der Stadtplanung kommt bei 
der räumlichen Entwicklung 
einer Stadt die Rolle zu, deren 
zukünftige Ordnung, nutzung 
und Gestaltung zu steuern. 
Das heißt, dass die unter
schiedlichen Ansprüche an 
städtische Räume – seien es 
soziale, wirtschaftliche, öko
logische oder ästhetische – 
 diskutiert, koordiniert und 
ab gewogen werden müssen. 
Soll zum Beispiel ein ehema
liges Industriegebiet wieder 
industriell genutzt werden, 
sollen dort Wohnungen entste
hen oder ein Park? Oder von 
allem etwas? Auf solche und 
viele weitere Fragen müssen 
Stadtplaner*innen Antworten 
finden und zwar gemeinsam 
mit Akteuren aus Wirtschaft 
und Zivilgesellschaft, also den 
späteren nutzer*innen der 
geplanten Räume. Stadtpla

nung ist dabei sowohl auf 
nach haltigkeit als auch auf 
Gerechtigkeit und Gemein
wohl ausgerichtet. Sie ist 
 hoheitlich bei den Stadträten 
 (Politik) und Stadtplanungs
ämtern (Verwaltung) angesie
delt und demokratisch damit 
im Sinne einer repräsentati
ven, parlamentarischen Demo
kratie legitimiert.

Allerdings werden von vielen 
zivilgesellschaftlichen Initia
tiven in Form öffentlicher 
 Proteste mehr direkte Beteili
gungs und Mitsprachemög
lichkeiten auf den verschie de
nen politischen Ebenen gefor
dert (Abbildung 1) und das 
vorherrschende Demokratie
verständnis kritisiert. Das liegt 
daran, dass auf politische Ent
scheidungen nicht unmittelbar 
Einfluss genommen werden 
kann, dass diese oftmals nicht 
nachvollziehbar sind und dass 

sie teilweise nicht im Einklang 
mit den Interessen der Bürge
rinnen und Bürger stehen – 
zum Beispiel wenn sie vorwie
gend kapitalistischen Logiken 
folgen (Abbildung 2).

 Konflikte, Proteste und 
initiativen

In der Kommunalpolitik treten 
immer wieder Bürgerinitiati
ven auf, die als Form nicht
institutionalisierter Partizi
pation und als Wachstums
bereich politischer Beteiligung 
seit den 1970er Jahren gesehen 
werden. Meist aus einem spe
zifischen lokalen Konflikt
anlass spontan als Selbsthilfe 
oder Selbstschutz entstehend, 
können Bürgerinitiativen eine 
formelle Vereinsform anneh
men oder aber auf einer spon
tan mobilisierenden Ebene 
verbleiben.
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abbildung 1
Protestplakat in Hamburg: 
»Leuchtturm der verhinderten 
Beteiligung«
Foto: Adam Gancarczyk

abbildung 2
Gegen die Handschellen des Kapi-
talismus – Streetart im Stadtent-
wicklungsgebiet »Mediaspree« in 
Berlin
Foto: Martin Sondermann

Sie arbeiten bottomup, grei
fen Themen und Expertisen 
selbständig auf und verwen
den diese zu ihren Zwecken 
im Sinne eines »lokalen bür
gerschaftlichen Selbstbewusst
seins« (ROTH 2011: 139), oft
mals im Widerstreit zu den 
Interessen und Zielsetzungen 
der lokalen Politik und 
 Planung. Allerdings sollte 
 zwischen »einfachen« Bürger
initiativen und sozialen Be
wegungen unterschieden wer
den. Die großen umweltpoliti
schen und soziokulturellen 
Initiativen werden überwie
gend als soziale Bewegungen 
bezeichnet. Bei Bürgerinitiati
ven handelt es sich hingegen 
eher um unkoordinierte »Ein
PunktBewegungen«, denen 
ein gemeinsames Problembe
wusstsein und eine verbinden
de Ideologie wie zum Beispiel 
der Ökologiebewegung fehlen. 
Die Abgrenzung zwischen 
lokal agierender Bürgerinitia
tiven und einem übergreifen
den netzwerk mit verbinden
der Ideologie ist aber häufig 
 weder trennscharf noch ziel
führend.

Die Bevölkerung misst Bürger
initiativen eine wichtige Rolle 
bei der Formulierung von The
men zu, die ihrer Meinung 
nach ansonsten zu wenig 
 Aufmerksamkeit von Seiten 
der Politik erhalten. Darüber 
 hinaus spricht sie ihnen einen 
wirkungsvollen Verände
rungsdruck zu (vgl. WOLLInG/
BRÄUER 2011: 3). Besonders in 
der angelsächsischen For
schung zum »nIMBY«Akti
vismus (not in my backyard) 
wird auf die gewachsenen 
 Herausforderungen für die 
Planung von baulichen Projek
ten hingewiesen (vgl. SCHIVELY 
2007).

 Beispiele für Konflikte, 
Proteste und initiativen

An den folgenden zwei Bei
spielen sollen Konflikte, Pro
teste und Initiativen in der 
Stadtplanung exemplarisch 
beleuchtet werden.

beispiel 1: bau einer bustrasse 
in burgdorf

Das folgende Beispiel, das auf 
teilnehmender Beobachtung 
im Jahr 2011 basiert, soll ver
deutlichen, dass kleine lokale 
Projekte auf eine komplizierte 

und ambivalente Gemenge
lage aus individuellen Interes
sen betroffener Anwohner und 
potenzieller nutznießer sto
ßen können.

In Burgdorf führte ein kleines 
Bauvorhaben für den örtlichen 
ÖPnV dazu, dass die Lokalpo
litik mit zwei Bürgerinitiativen 
konfrontiert wurde. Entlang 
eines schon bestehenden 
Wohngebietes sollte ein für 
den Kraftverkehr gesperrter 
Weg als Bustrasse ausgebaut 
werden, um den örtlichen Bus
ringverkehr zur Anbindung 
eines im Bau befindlichen neu
en Wohngebietes zu erweitern. 
Diese Planung war bereits im 
Bebauungsplan des bestehen
den Wohngebietes vorgesehen 
gewesen. Da dies allerdings 
zehn Jahre zurücklag, hatten 
es viele Anlieger entweder 
vergessen oder bewusst ver
drängt.

Über eine Unterschriften
aktion bildete sich zunächst 
eine Bürgerinitiative gegen 
diese Bebauung. Es wurde 
ar gumentiert, eine nutzung 
des Weges als Bustrasse würde 
der angrenzenden natur scha
den, eine Lärmbelästigung 

erzeugen und eine Gefahr für 
spielende Kinder bedeuten 
(ein Spielplatz grenzt an). 
 Parallel bildete sich eine wei
tere Bürgerinitiative, die aller
dings für die Bebauung ein
trat. Auch sie organisierte sich 
über eine Unterschriftenaktion 
und argumentierte, dass die 
Bustrasse für die nachhaltige 
Mobilität der Anwohner*innen 
von zentraler Bedeutung sei. 
Zudem sei diese Planung 
 lange bekannt und von eini
gen Anwohnern gewünscht 
gewesen.

Das Beispiel zeigt, dass länger 
zurückliegende Planungen zu 
Konflikten führen können, 
wenn sie nicht ausreichend 
und wiederholend kommuni
ziert werden (siehe auch Stutt
gart 21). Letztendlich überwog 
die Anzahl der Befürworter, 
was aber ohne deren Pro
Mobilisierung der Lokalpolitik 
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vermutlich nicht bewusst ge
worden wäre. Zudem kam es 
zu einer befriedenden öffent
lichen Abwägung verschiede
ner Alternativen.

beispiel 2: umbau des 
Gängeviertels in hamburg

Ein bekanntes Beispiel, wo 
sich die Proteste gegen eine 
kapitalistische Stadtentwick

lung richteten, ist der Umbau 
des Hamburger Gängeviertels. 
Die Stadt Hamburg verkaufte 
das Areal 2008 an den höchst 
bietenden Investor, welcher 
die historischen Gebäude wei
testgehend abreißen und neu 
bebauen wollte. Dagegen 
gründete sich eine Bürgerini

tiative, welche sich für den 
Erhalt des Viertels einsetzte. 
Mitglieder der Bürgerinitiative 
besetzten das Viertel und or
ganisierten unter dem Motto 
»Komm in die Gänge« eine 
öffentlichkeitswirksame Insze
nierung von Kunstprojekten, 
Musik und alternativen Veran
staltungen (FÜLLnER/TEMPLIn 
2011). Die Bürger*innen for
derten eine alternative nut

zung des Geländes für soziale, 
kulturelle und kreative Aktivi
täten und übten über ihre Be
setzung, öffentliche Aktionen 
und die Medien starken Druck 
auf die Stadtverwaltung aus.

Diese Formen des Protests 
führten dazu, dass die Stadt 

Hamburg das Grundstück zu
rückkaufte und den Weg für 
eine alternative nutzung er
möglichte. Bis heute arbeiten 
Bürgerinitiative und Stadtver
waltung gemeinsam an der 
Sanierung des Viertels, wel
ches inzwischen genossen
schaftlich bewirtschaftet wird 
und zukünftig neben einem 
Kulturzentrum vor allem auch 
günstigen Wohnraum beher
bergen soll (vgl. nOVY/COLOMB 
2013). Dies ist im Sinne der 
»Recht auf Stadt«Bewegung 
als großer Erfolg wahrzuneh
men, weil nicht mehr rein 
 kapitalistische Verwertungs
interessen im Vordergrund 
stehen, sondern auch die Be
dürfnisse und Vorstellungen 
der lokalen Bevölkerung be
rücksichtigt werden. Aller
dings stellt sich hier die Frage, 
ob es sich nur um ein einma
liges »Entgegenkommen« von 
Politik und Verwaltung han
delt oder ob sich hier bereits 
eine »neue Planungskultur« in 
Hamburg etabliert hat.

 diskussion

Die skizzierten Protestbewe
gungen und die damit verbun
denen Reaktionen der öffent
lichen Hand deuten unter
schiedliche Möglichkeiten an, 
wie Stadtplanung auf Konflik
te und Proteste reagieren 

abbildung 3
Protest für ein »Recht auf Stadt« 
in Hamburg
Foto: Adam Gancarczyk

abbildung 4
Ein öffentlicher Raum als 
»Diskussionsarena« in Belém, 
Lissabon
Foto: Martin Sondermann
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kann. Vor dem Hintergrund 
eines veränderten Demokratie
verständnisses kann es aber 
eigentlich nicht länger das Ziel 
sein, Konflikte als Einzelfall zu 
sehen, dementsprechend zu 
»ignorieren« und bürokrati
schen Verfahren auch weiter
hin Vorrang einzuräumen. 
Konflikte sollten vielmehr als 
Ausdruck von Ungleichheit 
und Meinungsvielfalt gewer
tet und als Ausgangspunkt 
von Planungsprozessen akzep
tiert werden. In diesem Sinne 
ist Planung als offener und 
grundsätzlich unendlicher 
Prozess zu verstehen, in dem 
gegensätzliche Interessen und 
Meinungen von Politiker*in
nen, Planer*innen sowie Bür
ger*innen und Wirtschafts
akteuren aufeinander treffen. 
Dabei wird von der Prämisse 
ausgegangen, dass sich der 
Akteur mit der höchsten Über
zeugungskraft oder Diskurs
macht in Stadtentwicklungs
prozessen durchsetzt. Im 
 Gegensatz zu den konsens
orientierten Verfahren bein
haltet das aber nicht nur die 
»Kraft des besseren Argu
ments«, sondern auch »Dro
hungen, Manipulation, Beste
chung, Rhetorik, Lügen etc.« 
(HUnInG 2004, 51) sowie den 
Einsatz personeller, organisa
torischer und materieller Res
sourcen, sofern das institutio
nelle Gefüge den Einsatz die
ser Mittel erlaubt. Die Planung 
ist hierbei gefordert, »Arenen« 
und Institutionen zu schaffen, 
die den Austausch zwischen 
den verschiedenen Akteuren 
ermöglichen.

 Fazit und ausblick

Wie mit Konflikten und Pro
testen in der Stadtentwicklung 
umgegangen wird, ist Aus
druck der jeweiligen lokalen 
Planungskultur. Diese charak
terisiert sich beispielsweise 
dadurch, wie Planungen kom
muniziert werden und wie 
zwischen konkurrierenden 
Interessen vermittelt wird, 
was sich am Beispiel von 

Burg dorf nachvollziehen lässt. 
Eine Planungskultur kenn
zeichnet sich aber auch durch 
bestimmte Werte und Orien
tierungen. Das Beispiel Ham
burg zeigt dabei, dass diese 
stets neu verhandelt werden 
und zum Beispiel eine kapita
listisch orientierte Stadtent
wicklung kritisch und kreativ 
hinterfragt werden kann.

neben den grundlegenden 
Werten ist für eine demokra
tische Planungskultur ent
scheidend, auf welche Art und 
Weise sie sich in Kommunika
tions und Abwägungs prozes
sen vollzieht und ob es ihr 
gelingt, »Arenen« für transpa
rente und offene Debatten zu 
schaffen. Dabei sollten vor 
allem die Meinungsvielfalt 
akzeptiert, Ungleichheiten 
bedacht und institutionelle 
Strukturen sowie planerische 
Verfahren entsprechend an

gepasst werden. Planung 
bleibt dabei eine gesellschaft
liche Aufgabe – sie kann nur 
dann demokratisch sein, wenn 
sich viele konstruktiv beteili
gen und die Stadt der Zukunft 
gemeinsam gestalten.
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